
BÖCKLER

IMPULS
2	 Digitalisierung  Gläserne Beschäftigte
3	 Sozialstaat  Kindergrundsicherung – Besser als nichts
4	 Rechtsextremismus  Schlechte Jobs untergraben die Demokratie
6	 Arbeitsmarkt  Die Zukunft der Leiharbeit

5/2024  14. MÄRZ

Mehr Panzer statt mehr Bürgergeld? IMK-Direktor Sebasti-
an Dullien hält den Vorschlag von Finanzminister Christian 
Lindner, zugunsten von Bundeswehr und Ukraine am Sozi-
alstaat zu sparen, für verfehlt: „Deutschland hätte eine Rei-
he besserer Möglichkeiten, die Unterstützung zu finanzie-
ren. Die Diskussion auf dieser Ebene zu führen, hilft auch 
der Ukraine nicht: Vielmehr ist zu erwarten, dass mit ei-
ner solchen Politik die Zustimmung in Deutschland für die 
Ukraine-Unterstützung schwindet.“

Dullien verweist darauf, dass die deutschen Sozialausga-
ben im historischen und internationalen Vergleich moderat 
ausfallen, wie eine aktuelle IMK-Datenanalyse gezeigt hat. 
Statt hier zu kürzen, könnte der deutsche Staat rund 60 Mil-
liarden Euro pro Jahr mehr an Krediten aufnehmen, als es 
die Schuldenbremse erlaubt, und die Staatsschuldenquote 
bliebe trotzdem stabil bei knapp über 60 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts – niedriger als in allen anderen G7-Staaten. 
Auch gesamtwirtschaftlich bestehe angesichts eines Leis-
tungsbilanzüberschusses von rund 280 Milliarden Euro kei-
ne Notwendigkeit, bei den öffentlichen Ausgaben zu geizen. 

„Ein Einfrieren der Sozialausgaben würde kaufkraftbe-
reinigt an vielen Stellen Leistungskürzungen bedeuten, weil 
die Preise und Löhne ja weiter steigen und außerdem in der 
aktuellen Konjunkturschwäche die Arbeitslosigkeit leicht 
zulegen dürfte“, so der IMK-Direktor. Der einzige Grund, wa-
rum dieses Risiko in Kauf genommen wird, sei die Schul-
denbremse. „Diese blockiert eine gesamtwirtschaftlich ver-
nünftige Nutzung der Spielräume für Kreditaufnahme. Statt 
sich auf vermeintliche Probleme bei den Sozialausgaben 
einzuschießen, sollte die Politik endlich und schnell eine Re-
form der Schuldenbremse angehen.“<

FINANZPOLITIK

Zeitenwende geht ohne Sozialabbau
Um die Ukraine-Unterstützung und höhere Verteidigungsausgaben zu finanzieren, müssen  
nicht die Sozialausgaben eingefroren werden. Besser wäre eine Reform der Schuldenbremse. 

MEHR HÖREN

IMK-Direktor Sebastian Dullien erklärt im Podcast, wie es um die Sozialausgaben in Deutschland steht:
www.boeckler.de/de/podcasts-22421-hat-deutschland-einen-aufgeblaehten-sozialstaat-57747.htm
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Staatsquote: Andere Länder geben mehr aus
So hoch war 2023 der Anteil der staatlichen Ausgaben 
am Bruttoinlandsprodukt in ...

Quelle: IMK 2024

http://www.boeckler.de/de/podcasts-22421-hat-deutschland-einen-aufgeblaehten-sozialstaat-57747.htm
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DIGITALISIERUNG

Gläserne Beschäftigte
Die zunehmende Erfassung und Auswertung von Personaldaten birgt Missbrauchspotenzial.  
Um Beschäftigte zu schützen, bedarf es handlungsfähiger Arbeitnehmervertretungen.

Die Vermessung von Arbeit hat eine lange Tradition. Bereits 
zu Beginn der Industrialisierung wurden Methoden entwi-
ckelt, um das Verhalten und die Leistung von Arbeitenden 
zu erfassen. Doch Ford oder Taylor konnten damals nicht 
einmal ahnen, welche neuen und weitreichenden Möglich-
keiten sich heute, im Zeitalter der Digitalisierung, ergeben. 
Mithilfe künstlicher Intelligenz (KI) können große Datenmen-
gen in Echtzeit ausgewertet werden. Die systematische, auf 
Algorithmen basierende Analyse von Personaldaten wird 
unter dem Schlagwort People Analytics zusammengefasst. 
Aus der Sicht des Managements soll sie dabei helfen, die 
Arbeitsabläufe zu verbessern, die Produktion zu steigern 
oder die Kosten zu senken. Doch was macht es mit den Be-
schäftigten, wenn sie potenziell einer permanenten Kon
trolle durch KI ausgesetzt sind? Je nachdem, wie die neu-
en Technologien eingesetzt werden, droht ihnen ein Verlust 
an Autonomie, Kompetenz und sozialer Interaktion. Zu die-
sem Ergebnis kommen Wissenschaftler und Wissenschaft-
lerinnen des Alexander von Humboldt Instituts für Internet 
und Gesellschaft in Berlin, der Hochschule für Technik und 
Wirtschaft in Berlin und des FZI Forschungszentrums Infor-
matik in Karlsruhe. Die Analyse basiert auf einer Auswer-
tung des aktuellen Forschungsstandes in den Wirtschafts-
wissenschaften und der Informatik.

People Analytics nutzt teilweise anonymisierte, teilwei-
se jedoch auch personenbezogene Daten – zum Beispiel, 
um vorherzusagen, welcher Bewerber oder welche Bewer-
berin für eine Stelle besonders geeignet ist. Auch Gehalts-
daten können ausgewertet werden, um festzustellen, ob 
es bei der Bezahlung im Unternehmen gerecht zugeht. Das 
klingt zunächst harmlos und kann durchaus im Interesse 
der Beschäftigten sein. Die konkreten Auswirkungen hän-
gen davon ab, wie People Analytics eingesetzt und gestaltet 
wird. So kann beispielsweise ein System zur automatisier-

ten Schichtplanung den Beschäftigten das Gefühl geben, 
dass ihre Interessen besser berücksichtigt werden, als 
wenn ein Mensch die Planung vornimmt – wenn die Kriteri-
en nachvollziehbar sind. Ist das System hingegen intranspa-
rent oder berücksichtigt es die Wünsche der Beschäftigten 
nicht, kann das die wahrgenommene Autonomie einschrän-
ken. Hier liegt oft das Problem: In vielen Fällen bleibt unklar, 
wie die im Hintergrund arbeitenden Algorithmen zu ihren 
Ergebnissen kommen. Selbst Führungskräfte haben oft kei-
nen Einblick. 

Die vermeintliche Objektivität algorithmischer Entschei-
dungen erschwere es, Handlungsempfehlungen nachzu-
vollziehen oder anzufechten, so die Forschenden. Beson-
ders problematisch sei es, wenn man sich zu sehr auf solche 
Systeme verlässt und die Ergebnisse nicht ausreichend hin-
terfragt. Neben Fehlern oder Ungenauigkeiten könne dies 
auch zu einem Verlust an Kompetenzen führen. „Wenn in 
Organisationen Daten und Analysen mehr Wert beigemes-
sen wird als eigenen Beobachtungen, Intuition und Erfah-
rungswissen, entwertet dies die menschliche Kompetenz“, 
schreiben die Forschenden. 

Der Einsatz von People Analytics könne außerdem be-
wirken, dass sich Beschäftigte von ihrer Arbeit und ihrer 
Organisation entfremden oder sich weniger wertgeschätzt 
fühlen. Ein zunehmender Fokus auf Quantifizierung und 
Leistungsmessung in Organisationen könne zu Konkurrenz-
denken und weniger kollegialem Verhalten in der Beleg-
schaft führen. Hinzu komme, dass soziale Interaktionen, die 
offline stattfinden, für People-Analytics-Systeme schwer zu 
erfassen sind, sodass typischerweise der E-Mail-Verkehr als 
Metrik berücksichtigt wird. Ein Gespräch auf dem Flur kön-
ne dadurch abgewertet werden.

Sensible Arbeitnehmerdaten sind in Deutschland durch 
das Bundesdatenschutzgesetz besonders geschützt. 

Zudem unterliegen sie der 
Mitbestimmung durch 
den Betriebsrat. Hier liegt 
aus Sicht der Forscherin-
nen und Forscher auch ein 
wichtiger Ansatzpunkt: 
„Die frühzeitige und um-
fassende Einbindung der 
Arbeitnehmervertretungen 
spielt eine wichtige Rol-
le, denn sie verhandeln die 
Technologie im Interesse 
der Beschäftigten.“<

Quelle: Sonja Köhne, Miriam Klöpper, Georg 
von Richthofen, Hendrik Send: Autono-
mer dank Algorithmen? People Analytics 
aus Perspektive der Selbstbestimmung, 
WSI-Mitteilungen 1/2024  Link zur Studie

In Unternehmen kommen zunehmend auf künstli-
cher Intelligenz basierende Systeme wie ChatGPT 
und Microsoft CoPilot zum Einsatz. Das verändert 
den Arbeitsalltag der Beschäftigten erheblich – 
und stellt damit auch eine Herausforderung für 
die Mitbestimmung dar. Es geht um Themen wie 
Qualifizierung, Überwachung, Datenschutz, Leis-
tungskontrolle, Arbeitsverdichtung, Gesundheits-
belastung, Algorithmen zur Personalauswahl und 
vieles mehr. Eine neue I.M.U.-Studie unter Mitar-

beit des HSI zeigt am Beispiel von vier Unterneh-
men, wie sich Betriebsräte in der Praxis der kom-
plexen Materie annehmen. In der Regel in enger 
Zusammenarbeit mit den Datenschutzbeauftrag-
ten, externen Expertinnen und Experten und der 
Geschäftsführung.<

Quelle: Jonas Grasy, Bettina Seibold, Ernesto Klengel: KI und 
algorithmische Systeme verstehen, bewerten und begrenzen, 
Mitbestimmungspraxis Nr. 59, www.imu-boeckler.de/de/
faust-detail.htm?sync_id=HBS-008807

Mitbestimmen bei ChatGPT & Co. 

Zurück zum Inhaltsverzeichnis

https://www.wsi.de/de/wsi-mitteilungen-autonomer-dank-algorithmen-people-analytics-perspektive-selbstbestimmung-54909.htm
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Die von der Bundesregierung beschlossene Kindergrund
sicherung hat trotz erheblicher Schwächen positive Effek-
te auf benachteiligte Kinder und Familien sowie Gesell-
schaft und Wirtschaft insgesamt. Das ergibt eine Studie 
der Wirtschaftswissenschaftler Tom Krebs und Martin 
Scheffel, die von der Hans-Böckler-Stiftung gefördert 
wurde. Die Untersuchung zeigt: Wenn rund 1,5 Millionen 
Kinder mehr als bisher ihnen zustehende Leistungen auch 
wirklich erhalten und sich die finanzielle Lage ihrer Fa-
milien verbessert, sinkt die Kinderarmut relativ rasch um 
knapp zwei Prozentpunkte. Das entspricht rund 282 000 
Kindern, die nicht mehr unterhalb der Armutsgrenze le-
ben müssen. 

Noch bedeutsamer sind langfristi-
ge Effekte, die die Forscher aus der Bil-
dungsforschung ableiten: Ein erhebli-
cher Teil der Kinder aus Familien, die 
durch die Grundsicherung finanziell 
bessergestellt werden, erreicht später 
höhere Bildungsabschlüsse. Im Jahr 
2050 wäre die Zahl der Personen in 
Deutschland, die ein mittleres bis hö-
heres statt einem niedrigen Bildungs-
niveau haben, dadurch um 840 000 
höher als in einem Szenario ohne Kin-
dergrundsicherung. Nach Abschluss 
der Ausbildung können viele dieser 
Personen höher qualifiziert, besser be-
zahlt und besser abgesichert arbeiten. 
Die sogenannte „Chancenlücke“, die sich auf das zu erwar-
tende Lebenseinkommen benachteiligter Kinder bezieht, 
wird durch die langfristige Wirkung der Kindergrundsiche-
rung bis 2050 um 6,8 Prozentpunkte reduziert.

Auch die Beschäftigung steigt spürbar: 2050 liegt das 
gesamtwirtschaftliche Beschäftigungsvolumen, umgerech-
net auf Vollzeitstellen, um rund 155 000 Stellen höher als 
ohne Einführung einer Kindergrundsicherung. Die Zahl der 
Erwerbspersonen, die unter der Armutsgefährdungsgren-
ze leben müssen, wäre um gut 1,8 Prozentpunkte geringer. 
Die Zahl der armutsgefährdeten Kinder ist 2050 mit Kinder-
grundsicherung um 440 000 niedriger als ohne, was einem 
Rückgang bei der Kinder-Armutsquote um knapp drei Pro-
zentpunkte entspricht. 

Durch diese positiven Effekte wächst auch das Aufkom-
men an Steuern und Sozialabgaben stärker als ohne die Re-
form. Daher übersteigen ab 18 Jahren nach Einführung die 
zusätzlichen Einnahmen der öffentlichen Hand die jährlichen 
Ausgaben für die Kindergrundsicherung. „Die Kindergrund-
sicherung ist nicht nur ein effektives Instrument zur Bekämp-
fung von Kinderarmut, sondern auch gut für die Wirtschaft 
und die öffentlichen Finanzen“, lautet das Fazit der Forscher.

SOZIALSTAAT

Kindergrundsicherung: Besser als nichts
Die neue Grundsicherung für Kinder fällt nicht üppig aus. Doch selbst die von der  
Bundesregierung geplante „Rumpfversion“ senkt Armut, verbessert langfristig Lebenschancen 
und kurbelt damit letztlich auch die Wirtschaft an.

Die Wissenschaftler gehen in ihrer Modellrechnung von 
den aktuell im Gesetzentwurf der Bundesregierung ent-
haltenen finanziellen Größen aus: Für jedes Kind wird ein 
Garantiebetrag von 250 Euro im Monat gezahlt. Für Kin-
der aus einkommensschwachen Familien gibt es darüber 
hinaus einen Zusatzbetrag von maximal 247 bis 361 Euro 
monatlich, je nach Alter. 

Dieser Zusatzbeitrag wurde im vergangenen Herbst in 
einer Bundestagsanhörung von verschiedenen Expertin-
nen und Experten als nicht „armutsfest“, da zu niedrig kri-
tisiert. Auch die wissenschaftliche Direktorin des WSI, Bet-
tina Kohlrausch, konstatiert in ihrer Stellungnahme neben 

einigen Fortschritten erhebliche Defizite: „Es ist begrüßens-
wert, dass mit dem vorliegenden Gesetzentwurf ein Schritt 
in die Richtung einer Kindergrundsicherung gegangen wird, 
in der viele Leistungen für Kinder und Jugendliche in einem 
Instrument zusammengeführt werden. Die aktuell genann-
ten Vorhaben entsprechen aber eher einer Verwaltungsre-
form als einer echten Kindergrundsicherung.“ 

Dass selbst diese „Rumpfversion“ einer Grundsicherung 
in Krebs' und Scheffels Modellrechnungen deutlich positi-
ve Effekte aufweist, hat denn auch in erster Linie mit der 
prognostizierten Wirkung der Verwaltungsvereinfachung zu 
tun. Denn im aktuellen System scheitern viele Eltern dar-
an, etwa den Kinderzuschlag zu beantragen, der für Fami-
lien gedacht ist, die zwar ein niedriges Einkommen haben, 
aber kein Bürgergeld bekommen. Nach Schätzungen gibt 
es derzeit rund 2,3 Millionen Kinder, deren Eltern Anspruch 
auf Kinderzuschlag haben. Wirklich ausgezahlt wurde die 
Leistung zuletzt aber nur in rund 800 000 bis einer Million 
Fällen.<

Quelle: Tom Krebs, Martin Scheffel: Auswirkungen der Kindergrundsicherung auf Armut, 
Beschäftigung und Wachstum, WSI Study Nr. 36, Februar 2024  Link zur Studie
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Kindergrundsicherung: Spürbarer Nutzen
So entwickeln sich durch die Kindergrundsicherung* bis 2050 die ...

* im Vergleich zu einem Szenario ohne Kindergrundsicherung;
Quelle: Krebs und Sche�el 2014

Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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RECHTSEXTREMISMUS

Schlechte Jobs untergraben die Demokratie
Die Ausbreitung rechtsextremer Einstellungen in Deutschland hat auch  
mit wirtschaftlichen Sorgen sowie mangelnder Mitsprache und Anerkennung  
am Arbeitsplatz zu tun.

Der Rechtsdrall in der deutschen Gesellschaft steht mit Er-
fahrungen sozialer Desintegration in Verbindung. Dazu zäh-
len Sorgen um den eigenen Lebensstandard, die Alters-
sicherung oder die berufliche Zukunft. Auch mangelnde 
Mitsprache am Arbeitsplatz oder der Eindruck, dass die be-
rufliche Leistung vom Arbeitgeber nicht ausreichend aner-
kannt wird, spielen eine Rolle. Das zeigt eine Analyse der 
WSI-Direktorin Bettina Kohlrausch.

Dass das Gefühl, Anerkennung zu verlieren, zu einer Ero-
sion demokratischer Einstellungen führt, zeigen unter ande-
rem die Untersuchungen des Soziologen Wilhelm Heitmeyer 
oder die Leipziger Autoritarismus-Studie. Das WSI hat auf 
empirischer Basis heraus-
gearbeitet, dass sich diese 
Gefühle aus geringer oder 
fehlender materieller, so-
zialer und demokratischer 
Teilhabe speisen. „Unse-
re Befragungsdaten zei-
gen, dass unter Menschen, 
die zur Wahl der AfD ten-
dieren, solche subjektiven 
Bedrohungs- und Verlust
erfahrungen überdurch-
schnittlich verbreitet sind“, 
so Kohlrausch.

Es sei besonders pro-
blematisch, dass gerade 
Menschen mit niedrige-
ren Einkommen durch die 
Coronakrise und die Teu-
erung infolge des Ukrai-
nekriegs überproportional 
belastet wurden, was zu ei-
nem massiven Anstieg ih-
rer finanziellen Sorgen geführt hat, erklärt die Forscherin. 
Das mache sie anfälliger für rechtsradikale Ansichten. „Oft 
verbinden sich Bedrohungs- und Verlustgefühle dann mit 
migrationskritischen bis -feindlichen Stereotypen, die ins-
besondere AfD-Stammwählerinnen und -wähler sehr oft 
vertreten“, sagt die Soziologin. „Der AfD gelingt es im ak-
tuellen politischen Diskurs erfolgreich, Oben-Unten-Kon-
flikte in Innen-Außen-Konflikte umzudeuten.“ 

Ebenfalls eine wichtige Rolle spielt laut Kohlrausch das 
Gefühl, mit den rasanten gesellschaftlichen Veränderun-
gen nicht mithalten zu können, sodass materielle Sicher-
heit und soziale Anerkennung auf dem Spiel stehen. Der 
Eindruck, weder zu verstehen, wie und warum sich die Ge-
sellschaft verändert, noch die Auswirkungen dieser Verän-
derungen mitgestalten zu können, begünstige antidemo-
kratische Einstellungen. 

„Die multiplen Krisen dieser Zeit und die großen gesell-
schaftlichen Veränderungen wie die Digitalisierung, die De-
karbonisierung und der demografische Wandel haben zur 
Folge, dass sich Verteilungskonflikte einerseits zuspitzen 
und anderseits zentrale gesellschaftliche Fragen neu ausge-
handelt werden müssen“, erklärt die Soziologin. Ein zentra-
ler Aushandlungsort sei nach wie vor der Betrieb. Faktoren 
wie die Tarifautonomie oder das Betriebsverfassungsgesetz 
bestimmten ebenso wie soziale Schutzrechte für Beschäf-
tigte den formalen Rahmen dieses Aushandlungsprozesses 
– und seien daher wichtige Ressourcen auch für die politi-
sche Demokratie. 

Untersuchungen, unter anderem Studien des WSI, zeigen, 
dass Beschäftigte seltener zu antidemokratischen Einstel-
lungen neigen, wenn der Interessenausgleich mit der Ar-
beitgeberseite gelingt und es konkrete Mitsprachemög-
lichkeiten im Job gibt. So geben beispielsweise in der 
WSI-Erwerbspersonenbefragung unter den Anhängerinnen 
und Anhängern anderer Parteien deutlich mehr Menschen 
an, Mitspracherechte bei strategischen Entscheidungen am 
Arbeitsplatz zu haben, als Wählerinnen und Wähler der AfD. 
In eine ähnliche Richtung weisen Studien von Forschen-
den der Universitäten Lüneburg und Trier. Danach sind Be-
schäftigte in mitbestimmten Betrieben im Schnitt zufriede-
ner mit der Demokratie in Deutschland als diejenigen ohne 
Betriebsrat. Und: Gibt es in einem Betrieb eine Arbeitneh-
mervertretung, tendiert die Belegschaft weniger zu rechts-
radikalen Parteien.

die Sicherheit des Arbeitsplatzes

die berufliche Zukunft

die eigene wirtschaftliche Situation

ihren Lebensstandard

ihre Alterssicherung
AfD

andere Parteien

Zukunftsangst hilft der AfD
Große Sorgen machen sich Wählerinnen und Wähler um ...

Quelle: WSI 2023
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Für die meisten Menschen ist Erwerbsarbeit die wesentli-
che Grundlage ihrer materiellen Absicherung, aber auch 
eine wichtige Ressource sozialer Anerkennung, konstatiert 
Kohlrausch. Beide Aspekte spielten eine Rolle bei Sympathi-
en für die AfD: Menschen, denen ihre Arbeit langfristig ein 
sicheres und ausreichendes Einkommen garantiert, mach-
ten seltener ihr Kreuz bei dieser Partei. Dasselbe gelte für 
Beschäftigte, die Solidarität, Stolz auf die eigene Leistung 
und Anerkennung erfahren.

Trotz derartiger Befunde werde in der Debatte über das 
Erstarken antidemokratischer Einstellungen und rechtsex-
tremer Parteien die Bedeutung des Betriebs und die Rol-
le von Erwerbsarbeit häufig vernachlässigt, so Kohlrausch. 
Es müsse sowohl für eine ausreichende materielle Absiche-
rung als auch für soziale Anerkennung und demokratische 
Beteiligungsmöglichkeiten gesorgt werden. Die Stärkung 
der Tarifbindung sei ein wichtiger Baustein dafür.

Ebenso wichtig sei es, Beschäftigten Mitsprachemög-
lichkeiten bei Transformationsprozessen einzuräumen. 
Eine Ausweitung der betrieblichen Mitbestimmung sei 

hierfür nur ein erster Schritt. „Betriebsräte brauchen mehr 
Rechte, um die aktuellen Veränderungen mitgestalten zu 
können, zum Beispiel im Hinblick auf Digitalisierung oder 
Qualifizierung, die eine wichtige Voraussetzung ist, um mit 
den Veränderungen der Arbeitswelt mithalten zu können. 
Hierfür braucht es eine grundlegende Reform des Betriebs-
verfassungsgesetzes“, so Kohlrausch. Eine von Fachleu-
ten für Arbeitsrecht der Gewerkschaften, der Hans-Böck-
ler-Stiftung sowie der Universitäten Göttingen und Bremen 
vorgeschlagene Neufassung sehe auch vor, Beschäftigten, 
eine Stunde Demokratiezeit in der Woche einzurichten, be-
tont Kohlrausch.<

Quelle: Bettina Kohlrausch:  
Demokratie in Arbeit –  
Erwerbsarbeit als demokratischer Erfahrungskontext,  
WSI-Kommentar Nr. 1, März 2024

Türkischstämmigen Kindern wird viel 
seltener frühkindliche Bildung zuteil 
als deutschen Kindern ohne Migrati-
onshintergrund. Eltern mit türkischen 
Namen bekommen seltener eine Ant-
wort auf Anfragen zu einem Kitaplatz 
als deutsche. Allerdings: Dem Großteil 
der Bevölkerung ist das Ausmaß der 
Bildungsungleichheit beziehungswei-
se der Diskriminierung in dieser frü-
hen, aber entscheidenden Lebenspha-
se nicht bewusst. Nur ein Teil der 
Bevölkerung befürwortet spezielle För-
derprogramme für Kinder von Migran-
tinnen und Migranten. Was geschieht 
nun, wenn Menschen zusätzliche In-
formationen über die Lage der Betrof-
fenen, in diesem Fall der türkischen 
Kinder, erhalten? Verändern sich ihre 
politischen Einstellungen? Das hat ein 
Forscherteam des Ifo Instituts Fürth 
sowie der Universitäten München, 
Eichstätt-Ingolstadt, Konstanz und 
Halle untersucht. Das Ergebnis: Eine 
Korrektur falscher Wahrnehmungen 
kann zu einer Annäherung der Stand-
punkte und damit zu einer weniger po-
larisierten Debatte über Ungleichheit 
und Diskriminierung führen. 

Die Erkenntnisse der Forscher be-
ruhen auf der Auswertung einer Be-
fragung von rund 4800 Personen, de-
ren Auswahl repräsentativ für die 

erwachsene Bevölkerung in Deutsch-
land ist. Dabei sollten die Befragten 
zunächst schätzen, wie hoch die Be-
treuungsquote von türkischstämmi-
gen Kindern unter drei Jahren ist – sie 
beträgt einer Studie zufolge 12 Pro-
zent, im Gegensatz zu 33 Prozent bei 
deutschen Kindern ohne Migrations-
hintergrund. Gleichermaßen sollten 
sie schätzen, wie hoch die Quote un-
beantworteter Anfragen nach Betreu-
ungsplätzen ist – sie beträgt 37 Pro-
zent bei türkischen und 29 Prozent bei 
deutschen Eltern. Den Befragten wur-
den dabei nur die Werte für deutsche 
Kinder beziehungsweise Eltern mitge-
teilt. Die Antworten weisen eine brei-
te Streuung auf, vor allem die Lücke in 
Sachen Kita-Besuch wurde meist un-
terschätzt. Im nächsten Schritt bekam 
jeweils ein Teil der Befragten Informa-
tionen über die tatsächlichen Verhält-
nisse. Anschließend sollten sie ange-
ben, ob sie politische Maßnahmen wie 
die steuerfinanzierte Förderung von 
Kitas, die Kinder mit Migrationshinter-
grund aufnehmen, die Einführung ei-
ner zentralen Vergabe von Kitaplätzen 
auf Gemeindeebene, den staatlichen 
Ausbau der Kinderbetreuung oder 
eine Bevorzugung von Migrantenfami-
lien bei der Vergabe von Betreuungs-
plätzen unterstützen würden. 

Es zeigt sich: Die zusätzlichen Infor-
mationen rauschen an den Befragten 
nicht spurlos vorbei. Diejenigen, die 
das Ausmaß der frühkindlichen Bil-
dungsbenachteiligung unterschätzt 
haben und die dazu korrekte Informati-
onen bekamen, sprechen sich eher für 
politische Korrekturen aus als diejeni-
gen, die keine Informationen über die 
wahren Verhältnisse bekommen ha-
ben. Auch die Umkehrung gilt: Wer die 
Benachteiligung stark überschätzt hat, 
bleibt bei den politischen Forderun-
gen moderater, wenn die eigene Feh-
leinschätzung durch Fakten korrigiert 
wird, auch wenn dieser Effekt nicht 
ganz so stark ausgeprägt ist. „Informa-
tion führt in diesem Setting zu stärker 
übereinstimmenden politischen Präfe-
renzen“, so die Forscher. 

Ein Wermutstropfen: Eine Teilgrup-
pe zeigte sich von den wissenschaft-
lich fundierten Informationen voll-
kommen unbeeindruckt, nämlich die 
Befragten, die angaben, rechte Par-
teien zu wählen. Ihre Unterstützung 
für die Politikmaßnahmen sank sogar, 
nachdem sie Informationen dazu be-
kommen hatten.<
Quelle: Henning Hermes, Philipp Lergetporer, Fabian Mierisch, 
Guido Schwerdt, Simon Wiederhold: Does information about 
inequality and discrimination in early child care affect policy 
preferences?, IWH Discussion Paper Nr. 2/2024, Januar 2024 
Link zur Studie

UNGLEICHHEIT

Aufklärung hilft
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ARBEITSMARKT

Die Zukunft der Leiharbeit
Leiharbeit ist in vielerlei Hinsicht problematisch. Lässt sie sich eindämmen?  
Die Chance besteht, wie eine Analyse zeigt.

Leiharbeit stellt die Gewerkschaften seit jeher vor ein grund-
sätzliches Dilemma: Einerseits ist es unerlässlich, sich für 
bessere Arbeitsbedingungen und höhere Löhne der Leih-
arbeitskräfte einzusetzen. Andererseits besteht die Gefahr, 
dass dadurch ihr Einsatz legitimiert und die Ungleichbehand-
lung von Leiharbeitskräften und Stammbelegschaft zemen-
tiert wird. Einen Ausweg könnte eine aktuelle Entwicklung 
bieten: Die Verleihunternehmen kämpfen derzeit mit einem 
ausgeprägten Arbeitskräftemangel. Damit zeichnet sich eine 
Verschiebung der Kräfteverhältnisse ab – die Verhandlungs-
position der Beschäftigtenseite verbessert sich. In dieser Si-
tuation könnten Gewerk-
schaften gestärkt auftreten 
und mit weitreichenden 
Forderungen grundlegen-
de Veränderungen auf den 
Weg bringen. Denkbar sind 
aber auch andere, aus Sicht 
der Beschäftigten deut-
lich ungünstigere Entwick-
lungen. Das zeigt eine Stu-
die von Alexander Gallas 
von der Universität Kassel, 
die im Rahmen eines von 
der Hans-Böckler-Stiftung 
und der IG Metall geförder-
ten Forschungsprojekts ent-
standen ist. 

Der Sozialwissenschaft-
ler hat analysiert, wie sich 
der Einsatz von Leiharbeit 
in Zukunft weiterentwi-
ckeln könnte und welche Herausforderungen damit verbun-
den sind. Er führte dazu Interviews mit 15 Expertinnen und 
Experten, die sich beruflich mit dem Thema Leiharbeit be-
schäftigen. Darunter waren Vertreterinnen und Vertreter der 
Gewerkschaften, der Arbeitgeberseite sowie weitere Fach-
leute. Hinzu kam die Auswertung der einschlägigen wissen-
schaftlichen Literatur sowie von Positionspapieren der Ar-
beitgeberverbände, der Gewerkschaften und der Politik. 

Arbeitsagenturen tragen zur Prekarisierung bei
Leiharbeit ist ein oft prekäres und zugleich weit verbreitetes 
Arbeitsverhältnis: Auch wenn die Zahl der Leiharbeitenden 
in der Coronakrise etwas zurückgegangen ist, lag sie in den 
letzten zehn Jahren zu keinem Zeitpunkt unter 750 000. Der 
Anteil an allen Beschäftigten betrug in diesem Zeitraum stets 
über zwei Prozent, in einigen Branchen wie der Logistik so-
gar deutlich mehr. Auch die Arbeitsagenturen nutzen Leih-
arbeit, um Menschen in Beschäftigung zu bringen, die sonst 
schwer zu vermitteln sind. Im Jahr 2021 haben die Agenturen 
laut der Studie 144 000 Personen in eine sozialversicherungs-

pflichtige Beschäftigung vermittelt. 43 000 von ihnen sind zu 
einem Leiharbeitsunternehmen gegangen – eine Quote von 
rund 30 Prozent. In vielen Fällen seien die in Leiharbeit ver-
mittelten Personen jedoch nur vorübergehend beschäftigt, so 
Gallas. Sie pendelten oft zwischen Arbeitslosigkeit und Leih-
arbeit hin und her, ohne dass sich ihre Situation wesentlich 
verbessere. Leiharbeit biete eine Scheinlösung, die Vermitt-
lungserfolge simuliert und die Arbeitslosenstatistiken vor-
übergehend verbessert. „Es erweist sich, dass staatliche 
Aktivitäten – und gerade nicht ihre Abwesenheit – zur Preka-
risierung auf dem Arbeitsmarkt führen.“

Problematisch sei auch, dass die Stammbelegschaften un-
ter Druck geraten, weil Leiharbeitskräfte zu schlechteren 
Bedingungen angestellt würden. „Wenn es möglich ist, 
Standardarbeitsleistungen auch unter ungleich schlechte-
ren Bedingungen zu erledigen, kann dies eine Anhebung 
von Leistungsnormen zur Folge haben – oder eine Erset-
zung von Stammbelegschaftsmitgliedern durch Leiharbeits-
kräfte“, schreibt Gallas. Die bloße Existenz von Leiharbeit 
im Betrieb könne zu Spaltungen führen und solidarisches 
Handeln verhindern. Zum einen hätten Leiharbeitskräfte 
nur eingeschränkte Mitbestimmungsrechte. Zum anderen 
erschwerten sie es der Stammbelegschaft, sich zu organi-
sieren. Der Forscher zitiert einen hauptamtlichen Gewerk-
schafter mit den Worten: „Stelle dir vor, es ist Arbeitskampf 
und keiner geht hin, weil die Mehrheit der Belegschaft Leih-
arbeiter, Werkvertrag oder sonst was ist.“ 

Die Studie zeigt auf, wo die Probleme der Leiharbeit liegen, 
sie wirft aber auch einen Blick in die Zukunft. Wie geht es wei-
ter? Dazu entwickelt der Wissenschaftler drei Szenarien, ab-
geleitet von den Aussagen der Experten und Expertinnen:

2 %

2013 202220212020201920182017201620152014

2022202120202019201820172016201520142013

2,1 %

Mehr als zwei Prozent in Leiharbeit
Der Anteil der Leiharbeitskräfte an allen Beschäftigten betrug ...

nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit; Quelle: Gallas 2024
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1.
Szenario: Ausdehnung der Leiharbeit
Angesichts hoher Preissteigerungen und damit 
verbundener Reallohnverluste wächst die Zahl 
der Menschen, die sich in einer schwierigen fi-

nanziellen Situation befinden. Die schwache Nachfrage, 
Lieferengpässe bei Produktions- und Konsumgütern und ex-
plodierende Kosten bremsen die wirtschaftliche Entwick-
lung. Die Arbeitslosigkeit steigt. Kurzarbeit und Zugeständ-
nisse zur Beschäftigungssicherung sind die Folge. Die Krise 
und die sich verschärfende Notlage der ärmeren Bevölke-
rungsschichten schwächen die Verhandlungsposition der 
Lohnabhängigen und der Gewerkschaften. Die Unterneh-
mensseite reagiert auf die allgemeine Verunsicherung mit 
der Abwälzung von Risiken auf die Beschäftigten. Leiharbeit 
gilt dabei als probates Mittel, weshalb der Anteil der Leih-
arbeitskräfte deutlich zunimmt. Da sich die Arbeitssituation 
vieler Menschen verschlechtert, könnte andererseits die Be-
reitschaft steigen, sich kollektiv zu organisieren.

2.
Szenario: Konsolidierung der Leiharbeit
Die Leiharbeit hat ihren Charakter bereits gewan-
delt. Sie hat sich von einem Ausnahmemechanis-
mus am Rande des Arbeitsmarkts zu einem Stan-

dardinstrument entwickelt. Dieser Prozess verstärkt sich mit 
zunehmender Dauer. Für einige Beschäftigtengruppen ist 
die Leiharbeit der Einstieg in den Arbeitsmarkt. Wenn die 
Arbeitslosenzahlen steigen, gewinnt in Politik und Verwal-
tung die Auffassung an Boden, dass „Flexibilität“ auf dem 
Arbeitsmarkt im Allgemeinen und Leiharbeit im Besonderen 
wichtige Instrumente zur Krisenbekämpfung sind. Die Nor-
malisierung der Leiharbeit zwingt die Gewerkschaften, sich 
verstärkt mit Strategien zur Lösung von Konflikten zwischen 
Stammbelegschaften und Leiharbeitenden zu befassen.

3.
Szenario: Zurückdrängung der Leiharbeit
Aufgrund der demografischen Entwicklung be-
steht ein massiver Arbeitskräftemangel, der 
nicht nur die höher qualifizierten Gruppen be-

trifft. Das „Geschäftsmodell Leiharbeit“ funktioniert vor 
diesem Hintergrund nicht mehr reibungslos; viele Unter-

nehmen der Leiharbeitsbranche beginnen, sich umzuori-
entieren und bieten Personalvermittlung ohne Verleih oder 
Weiterbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen an. Der 
Arbeitskräftemangel stärkt die Verhandlungsposition der 
Beschäftigten und der Gewerkschaften; eine Anpassung 
nach oben wird möglich. Leiharbeit wird zurückgedrängt.

Eine breite Debatte ist notwendig
Welches dieser Szenarien eintritt, ist alles andere als si-
cher. Die Aussagen der von Gallas Befragten deuten jedoch 
darauf hin, dass einiges für das dritte Szenario spricht. 
Die Interviewten auf Seiten der Leihunternehmen berich-
ten übereinstimmend, dass sie derzeit mit einem Arbeits-
kräftemangel konfrontiert sind, der „weit über den viel 
beschworenen Fachkräftemangel hinausgeht“. Das Ge-
schäftsmodell der Leiharbeit, das auf der Schlechterstel-
lung der Beschäftigten beruhe, werde dadurch in Frage 
gestellt, schreibt der Wissenschaftler. Das wiederum er-
öffne die Chance für eine breite Debatte über die Zukunft 

der Leiharbeit, in die alle betroffenen Gruppen einbezogen 
werden müssten: die Leiharbeitskräfte selbst, aber auch 
die Stammbelegschaften, die Betriebsräte und Vertrauens-
leute sowie die Gewerkschaften. Das Ziel müsse klar sein: 
„Die Spaltung von Belegschaften zu überwinden, die Kon-
kurrenz unter Beschäftigungen zurückzudrängen und eine 
wirkliche Gleichstellung zu erreichen.“  

Ein Schritt in diese Richtung ist mit dem aktuellen Tarif-
abschluss für Leiharbeitende getan: Nach der Einigung zwi-
schen der DGB-Tarifgemeinschaft und dem neu gegründe-
ten Gesamtverband der Personaldienstleister erhalten die 
Beschäftigten ab Oktober dieses Jahres mehr Geld. „Der 
Abstand zwischen den Löhnen in der Leiharbeit und dem 
allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn konnte deutlich ver-
größert werden. Über 90 Prozent der Leiharbeiterinnen und 
Leiharbeiter profitieren von dem Tarifabschluss“, sagt Chris-
tina Schildmann, Leiterin in der Forschungsförderung der 
Hans-Böckler-Stiftung.<

Quelle: Alexander Gallas: Im Angesicht der Ungleichstellung, Leiharbeit als Herausforderung für 
gewerkschaftliche Strategiebildung, Study der HBS-Forschungsförderung Nr. 490, März 2024   
Link zur Studie

mehr als 18 Monate

neun bis 18 
Monate

drei bis neun Monate

ein bis drei Monate

weniger als einen Monat

22 %

20 %

26 %

15 %

17 %

Viele sind weniger als drei Monate im Job
So lange waren Leiharbeitskräfte 2020 im Schnitt beschäftigt ...

Quelle: Gallas 2024

38,7 % erneut 
in Leiharbeit berufstätig 

(nicht Leiharbeit)

9,7 % nicht 
erwerbstätig (ALG I)

nicht erwerbstätig (ALG II)9,9 %Sonstiges

in Fördermaßnahmen2,9 %in einem Minijob2,8 %

6 %

30,2 %

Leiharbeit: Nur selten Sprungbrett in feste Arbeit 
Ein halbes Jahr nach dem Ende des Leiharbeitsverhältnisses sind ...

Quelle: Gallas 2024
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STANDORT

Rechts ist unattraktiv 
Beeinflusst zunehmender Rechtspopulismus die Anziehungs-
kraft von Wirtschaftsstandorten? Um diese Frage zu beant-
worten, hat ein Forscher vom Zentrum für Europäische Wirt-
schaftsforschung (ZEW) die ökonomische Fachliteratur zum 
Thema durchforstet. Ergebnis: Es liegen bislang zu wenige 
empirische Erkenntnisse über den Einfluss rechter Einstel-
lungen in der Bevölkerung auf Standortentscheidungen von 
Unternehmen vor. Als gesichert kann jedoch gelten: „Städte 
und Regionen, in denen rechtspopulistische Parteien und Be-
wegungen breite Unterstützung erfahren, haben einen nicht 
zu unterschätzenden Nachteil bei der Anwerbung von in- und 
ausländischen Fachkräften.“<

MOBILITÄT

Frauen wählen eher Jobs in der Nähe
So lange dauert der Weg zur Arbeit im Durchschnitt bei …

Frauen sind eher als Männer in Berufen mit geringeren Pen-
delzeiten tätig, wie eine Analyse des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) zeigt. Dies dürfte unter 
anderem damit zusammenhängen, dass sie aufgrund fa-
miliärer Verpflichtungen häufig in Berufen arbeiten, „die 
in nahezu allen Regionen vorhanden sind“, so das IAB. Sie 
profitieren damit weniger von weiter entfernten Beschäfti-
gungsmöglichkeiten mit höheren Löhnen.<

GENDER

Neun Stunden Care Gap  
Unbezahlt arbeiten etwa in der Kinderbetreuung, im Haus-
halt oder in der Pflege von Angehörigen pro Woche ... 

ARBEITSWELT

Wo Zugewanderte arbeiten
So hoch war 2022 der Anteil der Beschäftigten mit  
Migrationshintergrund im Bereich …

Quelle: ZEW, Februar 2024  Link zur Studie

Quelle: Destatis, Februar 2024  Link zur Studie

Quelle: IAB, Februar 2024  Link zur Studie Quelle: Destatis, Februar 2024  Link zur Studie

Reinigung

Gastronomie

Hochbau

Fahrzeugführung 
im Straßenverkehr

Hoch- und Tiefbau

Körperpflege

(Innen-)Ausbau

Altenpflege

Medizin

insgesamt

60 %

46 %

41 %

36 %

40 %

36 %

34 %

30 %

27 %

25 %

Männern Frauen

Männer Frauen

11,6 Minuten13,4 Minuten

30 Stunden21 Stunden
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